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			Steinmeier ermuntert zu Reformen

			Deutscher Außenminister in Argentinien / Treffen mit Macri und Malcorra
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			Mauricio Macri und Frank-Walter Steinmeier. (Foto: casarosada)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Zum Auftakt einer Lateinamerika-Reise hat Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier Argentinien auf dem eingeleiteten Reformkurs bestärkt. Bei einem Treffen mit Präsident Mauricio Macri mahnte Steinmeier gestern in Buenos Aires aber zugleich, das soziale Gleichgewicht zu gewährleisten. “Wenn man Erfolg haben will, muss man versuchen, soziale Balance zu wahren.” Macri selbst nannte Deutschland einen der “wichtigsten Partner” und warb um Investitionen. Der argentinische Präsident wird Anfang Juli zu einem Besuch bei Bundeskanzlerin Angela Merkel in Berlin erwartet. 

			Vor dem Gespräch mit Macri war Steinmeier mit seiner argentinischen Amtskollegin Susana Malcorra zusammengetroffen. Auch hier ermunterte er die Gastgeberseite, Reformen nicht zu scheuen. Auch Deutschland habe vor mehr als zehn Jahren eine schwierige Wirtschaftssituation durch mutige Maßnahmen überwunden. Eine Bezugnahme auf die Agenda 2010-Politik des damaligen sozialdemokratischen Kanzlers Gerhard Schröder. Durch die Reformierung des Arbeitsmarktes sei damals die Grundlage für Deutschlands heutige ökonomische Stärke geschaffen worden, so Steinmeier gegenüber der Presse. 

			Mit Blick auf den Regierungswechsel in Buenos Aires meinte der Außenminister, Deutschland und Argentinien sollten das “neue Momentum” nutzen, um wieder engere Beziehungen zu knüpfen - sowohl auf wirtschaftlichem, wissenschaftlichem und kulturellem Gebiet. Ein „verdichtetes Besuchsprogramm“, das in den zurückliegenden Monaten bereits zu verzeichnen gewesen sei, zeige, dass es auf deutscher wie auf argentinischer Seite großes Interesse zur Vertiefung gebe, meinte Steinmeier: „Unsere Aufgabe ist es, das vorhandene Potenzial auszuschöpfen.“ 

			Malcorra betonte, dass die Abschottungspolitik der Kirchner-Regierungen mit Importbeschränkungen und Devisenkontrollen den Beziehungen zwischen Argentinien und Deutschland sehr geschadet hätten. Für die Regierung Macri habe hingegen die Integration in die Weltmärkte Priorität. 

			Thema des insgesamt zweitägigen Besuchs ist auch die Haltung deutscher Regierungsstellen während Argentiniens Militärherrschaft (1976-1983). Heute will Steinmeier den “Park der Erinnerung” besuchen, wo den Opfern der Diktatur gedacht wird. Der Opferanwalt Wolfgang Kaleck appellierte an den SPD-Politiker, klare Worte dazu zu finden. Unter den Opfern waren auch zahlreiche Deutsche und Deutschstämmige.

			Kaleck - zugleich Sprecher der “Koalition gegen Straflosigkeit” - lobte Steinmeier für den Beschluss, das Verhalten des Auswärtigen Amts gegenüber der Sekte Colonia Dignidad in Chile aufarbeiten zu lassen. “Damit hat er Maßstäbe gesetzt. Ich erwarte, dass Ähnliches jetzt auch mit Argentinien geschieht”, sagte Kaleck der dpa. Zur Prüfung der Akten aus der damaligen Zeit schlug er eine unabhängige Kommission vor.

			Zugleich appellierte Kaleck an Steinmeier, sich dafür stark zu machen, dass die juristische Aufarbeitung der Militärdiktatur fortgesetzt wird. In Argentinien gibt es auch Forderungen, nach mehr als drei Jahrzehnten nun einen Schlussstrich zu ziehen. Außenministerin Susana Malcorra betonte jedoch, Verbrechen gegen die Menschlichkeit würden “nie verjähren”. Alles andere wäre den Angehörigen der Opfer gegenüber auch nicht zu verantworten, so Malcorra.

			Steinmeier wurde während der Pressekonferenz auch auf die aktuelle “Völkermord”-Resolution des Bundestags zu Armenien angesprochen. Dabei brachte er seine Hoffnung zum Ausdruck, dass sich daraus keine dauerhafte Belastung im Verhältnis zur Türkei entwickelt. Er sprach von einer “unabhängigen Entscheidung des Bundestags”, auf die die Türkei “erwartungsgemäß” reagiert habe. Sie rief ihren Botschafter aus Berlin zurück und bestellte den Geschäftsträger der deutschen Botschaft in Ankara zum Gespräch ins türkische Außenministerium. “Ich hoffe, dass es uns gelingt, die nächsten Tage und Wochen miteinander so zu gestalten, dass es zu keinen Überreaktionen kommt.” (Siehe auch Meinung)

			Zweite Station von Steinmeiers Lateinamerika-Reise wird am Wochenende dann Mexiko sein. Dort wartet auf ihn eher das klassische Programm. Der Außenminister, der mit einer großen Kultur-und Wirtschaftsdelegation unterwegs ist, wird aber auch ein großes “Deutschland-Jahr” eröffnen. (Siehe auch Hintergrund)
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			Millionen auf den Bahamas

			Macri räumt Kontobesitz in Steueroase ein
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			Mauricio Macri gab seine Vermögenserklärung ab. (Foto: AP)

			Buenos Aires (AT/mc) - Neue Peinlichkeit für Präsident Mauricio Macri: Nach der Aufdeckung seiner Beteiligung an Briefkastenfirmen in Panama und auf den Bahamas (wir berichteten), räumte der Staatschef in seiner öffentlichen Vermögenserklärung für das Jahr 2015 nun ein, auf den Bahamas ein Konto mit umgerechnet 18 Millionen Pesos zu besitzen. 

			Insgesamt bezifferte Macri sein Vermögen auf 110 Millionen Pesos. Dies bedeutet gegenüber 2014 mehr als eine Verdoppelung. Als er sich noch im Wahlkampf befand, hatte er den Wert seiner Besitztümer noch mit 52 Millionen Pesos angegeben. 

			Den rasanten Anstieg begründete der Präsident nun mit der Wertstellung zahlreicher Aktien, die im Jahr zuvor noch nicht erfolgt gewesen sei. Argumente, die die einstige Kongressabgeordnete Gabriela Cerruti nicht überzeugen. Sie reichte Strafanzeige gegen Macri wegen Verdachts auf unzulässige Bereicherung ein.

			Was das Millionenkonto auf den Bahamas betrifft, kündigte Macri an, das Geld umgehend nach Argentinien überweisen zu wollen. Es soll hier in Staatsanleihen investiert werden. Des Weiteren regte er eine allgemeine Amnestie für Bürger an, die ihr Geld aus dem Ausland nach Argentinien holen wollen. Bis zum 1. Januar sollen sie dieses zu einem günstigen Steuersatz versteuern können und brauchen keine Strafe zu befürchten. Auf Druck von Macris Koalitionspartnerin Elisa Carrió verständigte man sich kurzfristig darauf, dass diese Regelung nicht für Staatsfunktionäre gelten solle.

			Bereits im April war der Präsident in die Schlagzeilen der internationalen Presse geraten. Im Rahmen der Enthüllungen um die „Panama Papers“ wurde bekannt, dass Macri bei zwei Briefkastenfirmen als Geschäftsführer notiert war. Später schob er dies auf seinen Vater, den Geschäftsmann Franco Macri, der ihn dort eingetragen habe.

			Ein Netzwerk von Journalisten deckte auf, wie die panamaische Anwaltskanzlei „Mossack Fonseca“, Reichen, Prominenten und Mächtigen behilflich war, Steuerzahlungen in ihren Heimatländern zu umgehen.

			Macri verteidigte sich mit dem Hinweis, dass der Besitz einer Offshore-Firma an sich keinen illegalen Tatbestand darstelle. Allerdings kontrastiert seine dortige Beteiligung mit dem im Wahlkampf gepflegten Bild vom Saubermann und Korruptionsbekämpfer.
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			Strafen für „Operation Condor“ 

			15 ehemalige Armeeangehörige verurteilt
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			Reynaldo Bignone, der letzte Chef der Militärjunta. (Foto: AP)

			Buenos Aires (dpa/mc) - In Argentinien sind 15 ehemalige Armeeangehörige wegen der Verfolgung von Oppositionellen in südamerikanischen Militärdiktaturen zu langen Haftstrafen verurteilt worden. Ein Gericht stufte die als „Operation Condor“ bekannte grenzübergreifende Zusammenarbeit der Diktaturen in Argentinien, Uruguay, Brasilien, Chile, Paraguay und Bolivien am vorigen Freitag erstmals als Bildung einer kriminellen Vereinigung ein. Die Koordination der Militärs und Geheimdienste dieser Länder in den 1970er und 1980er Jahren hatte weltweit Schlagzeilen gemacht.

			Das Berufungsgericht in Buenos Aires befand unter anderen den letzten Militärherrscher Reynaldo Bignone (1982-83) für schuldig, maßgeblich an der kriminellen Vereinigung teilgenommen zu haben, die für mehr als hundert Morde verantwortlich sei. Bignone wurde zu 20 Jahren Gefängnis verurteilt, er sitzt derzeit schon wegen der Verschleppung von Kindern politischer Häftlinge in Hausarrest. Die anderen Verurteilten sollen für acht bis 25 Jahre hinter Gitter.

			Der argentinische General Santiago Riveros und der uruguayische Oberst Cordero Piacentini wurden zu 25 Jahren Gefängnis verurteilt. Piacentini wurde als Schuldiger für elf Verschleppungen ausgemacht, darunter die der damals schwangeren Schwiegertochter des Dichters Juan Gelman. Die in Gefangenschaft geborene Tochter der später ermordeten Frau wurde illegal einer uruguayischen Familie zur Adoption gegeben. Sie fand erst im Alter von 23 Jahren ihre wahre Identität heraus.

			Unter den Angeklagten in dem vor über drei Jahren aufgenommenen Prozess war ursprünglich auch der ehemalige Diktator Jorge Videla (1976-1981) gewesen. Er starb aber 2013.

			Die Opfer der Verurteilten waren Uruguayer, Chilenen, Paraguayer, Bolivianer und Argentinier, die in Zusammenarbeit der damaligen Diktaturen in Südamerika verschleppt, gefoltert und ermordet wurden. Teilweise wurden die im Rahmen der „Operation Condor“ Verschleppten illegal vom Land der Festnahme in ihr Geburtsland gebracht.
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			Die Woche in Argentinien

			Bonafini beim Papst

			„Der Papst hat mir gesagt, dass er traurig ist und ihn die gegenwärtige Situation in Argentinien an 1955 erinnert.“ Das berichtete Hebe de Bonafini, die Vorsitzende der Mütter der Plaza de Mayo, von ihrem Gespräch mit Papst Franziskus. Die historische Parallele bezieht sich auf den Sturz des damaligen Präsidenten Juan Domingo Perón durch das Militär. Das Volk spaltete sich in Peronisten und Anti-Peronisten. Bonafini war am vorigen Freitag im Vatikan zu Gast, wo sie Gelegenheit zu einem mehr als einstündigen Gedankenaustausch mit dem Kirchenoberhaupt hatte. Zum Vergleich: Dem Präsidenten Mauricio Macri hatte Franziskus im Februar nur 22 Minuten Besuchszeit eingeräumt. Die Menschenrechtsrechtsaktivistin redete gegenüber dem Pontifex Klartext: „In fünf Monaten hat Macri das zerstört, in was wir in den vorangegangenen zwölf Jahren als glückliches Volk gehabt haben.“ Bonafini ging auch auf ihr eigenes Verhältnis zum Papst ein. Diesen hatte sie lange kritisch gesehen, da der Kirchenmann seine Rolle als Priester während der jüngsten Militärdiktatur (1976 bis 1983) nicht hinreichend genug offengelegt habe. Nun sieht Bonafini den Geistlichen in sehr viel milderem Licht: „Jorge Bergoglio ist sehr gewachsen, seit er 2013 zum Papst gekürt wurde.“ In Bezug auf ihre einstige Ablehnung räumte die 87-Jährige ein: „Wir haben uns in ihm geirrt - so wie wir uns anfangs auch in Néstor Kirchner geirrt haben.“ (Siehe auch Meinung)

			Macri bei den Streitkräften

			Mit kritischen Tönen in Richtung der Vorgängerregierung hat Präsident Mauricio Macri versucht, bei den Streitkräften zu punkten. Anlässlich eines Festaktes zum Tag des Heeres sagte der Staatschef am Montag: „Die Streitkräfte haben Jahre hinter sich, während derer sie ignoriert und verlassen wurden. Dies brachte Probleme in Bezug auf Haushaltsmittel, Ausrüstung und Infrastruktur mit sich“, trat Macri gegen die Kirchner-Regierungen nach. Er hingegen versprach den Waffenrockträgern eine Solderhöhung, die derjenigen aller öffentlich Bediensteten entspreche: 31 Prozent in drei Stufen. Der Präsident ermunterte seine Gastgeber, sich den „Herausforderungen des 21. Jahrhunderts“ zu stellen. Zu diesen rechnete er Hilfe bei Naturkatastrophen, Beteiligung an Friedenseinsätzen der UNO sowie Engagement im Kampf gegen den internationalen Terrorismus. Letzterer Punkt könnte noch zu Diskussionen führen. Denn eigentlich untersagt die argentinische Gesetzgebung seit der Rückkehr des Landes zur Demokratie im Jahr 1983 den Einsatz der Streitkräfte zur inneren Sicherheit.

			Propaganda im Kino

			Malwinen-Nationalismus betrieb bereits das Kirchner-Lager. Nun wollen offenbar auch Parteigänger der neuen Regierung in das gleiche Horn blasen. So präsentierte eine Gruppe Kongressabgeordneter von Macris Pro-Partei ein Gesetzesprojekt, das vorsieht, in jeden national produzierten Film den Slogan „Die Malwinen sind argentinisch“ zu integrieren. Dies berichtet das Internet-Portal „La Política Online“. Demnach können die Filmemacher den Moment der Einblendung selber wählen. Tun sie es nicht, soll das nationale Filminstitut INCAA die Parole in den Vorspann der Filme platzieren. Die Initiative wird maßgeblich von Martín Maquieyra, einem Abgeordneten aus der Provinz La Pampa, vorangebracht. Nun muss der Kongress darüber befinden. 

			Rückschlag für Cristina

			Rückschlag für Cristina Fernández de Kirchner in ihrem Ziel, ein Amtsenthebungsverfahren gegen Bundesrichter Claudio Bonadio einzuleiten. Die Ex-Präsidentin konnte die Disziplinarkommission des Richterrates nicht überzeugen. Per Mehrheitsentscheidung sprach sich das Gremium dagegen aus, ein solches Ansinnen dem Richterrat zu empfehlen. Die ehemalige Staatschefin hatte ihrer Forderung nach Absetzung Bonadios mit dessen angeblich mangelhafter Amtsführung in dem aktuellen Gerichtsverfahren begründet, bei dem defizitäre Devisengeschäfte der Zentralbank im vergangenen Jahr untersucht werden. In diesem Zusammenhang muss sich auch Kirchner verantworten, die Bonadio im April bereits vor Gericht vorladen ließ. Einen Tag später startete die Ex-Präsidentin ihre Gegenoffensive. Das letzte Wort hat aber der Richterrat, der nicht verpflichtet ist, sich der Kommission anzuschließen. (AT/mc)
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			„Wir haben eine Menge Potenzial“

			Bundesaußenminister Steinmeier zu Gast in Argentinien
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			Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier. (Foto: Thomas Köhler -photothek.de)

			Buenos Aires (AT/mc) - Bundesaußenminister Frank-Walter Steinmeier ist zu Besuch in Argentinien. Gestern führte der deutsche Chefdiplomat in Buenos Aires Gespräche mit der argentinischen Staatsspitze, um die Beziehungen zwischen beiden Ländern zu vertiefen. Gegenüber dem Argentinischen Tageblatt äußerte sich Steinmeier zum Stand des bilateralen Verhältnisses und den Hoffnungen, die man in Berlin mit der neuen argentinischen Regierung verknüpft. Des Weiteren berichtet der Außenminister über neuen Schwung in den Verhandlungen über ein bilaterales Sozialversicherungsabkommen und den Umgang mit den Verbrechen der Militärjunta.

			AT: Herr Steinmeier, Sie waren vor zehn Jahren schon einmal als deutscher Außenminister in Buenos Aires. Was ist ihr Eindruck: Wie haben sich das Land und die bilateralen Beziehungen zu Deutschland in der Zwischenzeit entwickelt?

			Vor zehn Jahren hatte meine Reise nach Argentinien das Motto „Zu Gast bei Freunden“, in Anlehnung an das Leitmotiv der Fußball-Weltmeisterschaft 2006 in Deutschland. Das gilt schon lange für die Beziehungen zwischen unseren Ländern. Das soll nicht heißen, dass in den letzten 10 Jahren nicht vorangekommen wären: Besonders im Bereich der Wissenschaftskooperation haben wir große Fortschritte gemacht. Die neue Regierung unter Präsident Macri ist mit neuem Schwung angetreten, hat schon viel auf den Weg gebracht und unterstrichen, dass sie die Beziehungen zu Deutschland intensivieren möchte - dieser Wille zu mehr Zusammenarbeit ist überall zu spüren. Das wollen wir gemeinsam nutzen und deshalb bin ich jetzt in Argentinien.

			Was sind die wichtigsten Themen bei den aktuellen Gesprächen mit Ihrer argentinischen Amtskollegin Susana Malcorra?

			Die argentinische Regierung hat sofort nach Amtsantritt in einer schwierigen wirtschaftlichen Lage die Ärmel hochgekrempelt und losgelegt: Dafür habe ich großen Respekt. Unsere Partner in Buenos Aires haben großes Interesse an engerer politischer, wirtschaftlicher und kultureller Zusammenarbeit, ebenso wie wir. Jetzt wollen wir ausloten, wie wir das zügig umsetzen können. Natürlich ging es auch um die leider zahlreichen weltweiten Krisen und Konflikte. Hier ist Argentinien ein engagierter Partner mit ähnlichen Perspektiven - wir haben eine Menge Potenzial für eine intensive Zusammenarbeit.

			Wie bewertet die Bundesregierung den Regierungswechsel, der sich in Argentinien Ende vorigen Jahres vollzogen hat? Welche Hoffnungen und Erwartungen verknüpft man mit dem politischen Neuanfang in Argentinien?

			Die Argentinier haben in knapper Mehrheit in den Wahlen entschieden, dass sie eine neue Regierung wollen - ein friedlicher, demokratischer Regierungswechsel. Ich freue mich, dass der Wechsel so reibungslos funktioniert hat. Das ist keine Selbstverständlichkeit, weder in der Region noch aus globaler Perspektive. Argentinien hat bewiesen, dass es fest in der Demokratie verwurzelt ist. Ich bin beeindruckt von der Entschlossenheit, mit der die Regierung wichtige und notwendige Reformen auf den Weg bringt. Das ist auch mit Einschnitten für viele Menschen und damit auch Sorgen und Frustrationen verbunden. Darum ist es so wichtig, den Kurs gut zu erklären, auf eine soziale Balance zu achten und neben der politischen auch die gesellschaftliche Unterstützung zu gewinnen.

			Meinen Sie, dass die Verhandlungen zwischen der Europäischen Union und dem Mercosur einen neuen Schub erhalten werden? Welche Hindernisse gibt es noch zu überwinden?

			Neuen Schwung haben die Verhandlungen in den letzten Wochen und Monaten schon bekommen. Dafür hat sich nicht zuletzt die Regierung von Präsident Macri eingesetzt. Wir zählen darauf, dass sie sich in die Verhandlungen weiter einbringen wird. Dass es auf beiden Seiten sensible Bereiche gibt, ist kein Geheimnis. Ich glaube aber, dass sich am Ende die Erkenntnis durchsetzt, dass eine Einigung auf beiden Seiten des Atlantiks mehr Wachstum, mehr Arbeitsplätze und größeren Wohlstand bringt.

			Im Juli wird Präsident Mauricio Macri Bundeskanzlerin Angela Merkel in Berlin besuchen. Was steht auf der Besuchsagenda? Welche Beschlüsse werden angestrebt?

			Ich habe ja schon skizziert, dass es in vielen Feldern Potenzial für eine engere Zusammenarbeit gibt. Es wird in Berlin darum gehen, den begonnenen Dialog fortzusetzen und konkrete Ziele festzustecken.

			Argentinien hat sich durch die Aufhebung der Devisenkontrollen und die Einigung mit den Gläubigern in New York der internationalen Wirtschafts- und Finanzwelt wieder geöffnet. Glauben Sie, dass dies deutsche Firmen dazu veranlasst, wieder mehr in Argentinien zu investieren?

			Investoren achten natürlich genau darauf, ob ein Land und eine Regierung bereit sind, einmal eingegangene Verpflichtungen im Rahmen ihrer Möglichkeiten zu erfüllen. Präsident Macri und seine Regierung haben daran in den vergangenen Monaten mit ganzer Kraft gearbeitet. Auch Teile der Opposition haben sich verantwortungsbewusst gezeigt und eine Einigung mit den Gläubigern nicht verhindert. Das hat mich beeindruckt. Ich glaube, dass eine ausgewogene Einigung im Interesse Argentiniens ist. Deutsche Unternehmen blicken nach dem tiefgreifenden Richtungswechsel der letzten Monate mit großen Erwartungen auf Argentinien. In den Fällen, in denen deutsche Unternehmen noch auf die Bedienung vergangener Forderungen warten, sind wir zuversichtlich, bald zu einer Lösung zu kommen. Das wird die bilateralen Wirtschaftsbeziehungen und das Investorenvertrauen ohne Zweifel weiter stärken.

			Deutschland und Argentinien führen seit 2011 Verhandlungen über den Abschluss eines bilateralen Sozialversicherungsabkommens. Diese sollten ursprünglich 2014 abgeschlossen sein. Haben Sie während Ihres Besuchs mit der argentinischen Seite über das Thema gesprochen? Wie ist der Stand der Dinge?

			Ich freue mich, dass diese Verhandlungen in jüngster Zeit wieder Fahrt aufgenommen haben. Jetzt arbeiten wir daran, dass die Verhandlungen möglichst rasch abgeschlossen werden.

			Wie bewerten Sie die Suspendierung der erst vor anderthalb Jahren wiedergewählten brasilianischen Präsidentin Rousseff? Sehen Sie derzeit einen allgemeinen Rechtsruck in Lateinamerika nach mehr als einem Jahrzehnt eher linksgerichteter Regierung in der Region? Wie beurteilen Sie die Lage?

			Brasilien ist und wird immer ein wichtiges Partnerland in der Region und für uns in Europa bleiben. Deshalb wünschen wir uns natürlich, dass die aktuelle politisch und wirtschaftlich schwierige Situation bald überwunden werden kann. Auch wenn Lateinamerika immer schon ein Kontinent der politischen Umschwünge gewesen ist und gerade hier die politischen Ideologien aufeinander geprallt sind, glaube ich dann doch nicht, dass man jetzt verallgemeinern könnte. Dazu sind die Länder der Region viel zu unterschiedlich – in vielen Fällen dürfte es sich eher um Unzufriedenheit mit der konkreten Politik der jeweiligen Regierung handeln. Wenn sich dies dann demokratisch in einem Wahlergebnis ausdrückt, ist das ein normaler politischer Prozess.

			In diesem Jahr jährte sich die Militärputsch in Argentinien zum 40. Mal. Der bundesdeutschen Außenpolitik wird bis heute vorgeworfen, dass ihr gute wirtschaftliche Beziehungen zum Argentinien der Militärjunta wichtiger gewesen seien als die Einhaltung der Menschenrechte. Rund 100 deutsche oder deutschstämmige Personen sollen während der Diktatur ermordet worden sein. Wie bewertet man heute das Verhalten der damaligen bundesdeutschen Diplomatie?

			In Buenos Aires möchte ich den Parque de la Memoria besuchen. Das ist mir sehr wichtig. Ich werde auch mit Opfervertretern vor Ort Gespräche führen. Die Gedenkstätte selbst gibt ja eine Vorstellung davon, welch schrecklichen Dimensionen die von der damaligen Militärjunta verübten Menschenrechtsverbrechen hatten, darunter auch an vielen Deutschen und Deutschstämmigen. Die Bundesregierung ist als Nebenklägerin in dem 2010 begonnenen Prozess aufgetreten, in dem Mitarbeiter des Folterzentrums „El Vesubio“ verurteilt wurden. In diesem Folterzentrum ist auch die Deutsche Elisabeth Käsemann gefoltert worden. Ich bin erleichtert, dass der Schuldspruch Anfang dieses Jahres endgültig bestätigt worden ist.

			Ich habe vor ein paar Wochen in Deutschland eine Diskussion angestoßen, als ich umfangreiche Akten rund um die „Colonia Dignidad“ vorzeitig freigegeben habe. Beide Fälle sind unterschiedlich gelagert. Dennoch gibt es Fragen, denen sich die deutsche Außenpolitik, die deutsche Diplomatie stellt – und aus denen wir lernen wollen. Wie entschieden haben wir gehandelt, um Deutsche zu schützen? Haben wir in dem Spannungsfeld zwischen außenpolitischen Interessen und Menschenrechten immer die richtige Orientierung gehabt? Auf dem Gelände der Deutschen Botschaft in Buenos Aires erinnert eine Gedenktafel die Mitarbeiter heute jeden Tag an diese dunkle Zeit: „Nunca más - Nie wieder!“ Mehr Transparenz und Wachsamkeit, eine Aufarbeitung der Geschehnisse, aus der Vergangenheit lernen - darum geht es. Deshalb habe ich auch großen Respekt vor der eindrucksvollen und schonungslosen Aufarbeitung durch die Argentinier selbst.

			Herr Steinmeier, vielen Dank für das Gespräch.

			Die Fragen stellte Marcus Christoph.
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			Bonafini und der Papst

			Der stille Protest ist weltweit bekannt. Eine Gruppe von Müttern der Opfer der Militärdiktatur und der Regierung von Isabel Perón begann 1977 ihren schweigsamen donnerstäglichen Protest auf der Plaza de Mayo. Sie wollten wissen, was mit ihren Kindern geschehen war. Unter den Frauen mit den weißen Kopftüchern befand sich auch Hebe Pastor de Bonafini, die zwei Söhne und ihre Schwiegertochter im „schmutzigen Krieg“ verloren hatte.

			Seit damals ist Hebe Bonafini eine feste Größe in der politischen Landschaft Argentiniens. Nicht nur als langjährige Vorsitzende der „Madres de la Plaza de Mayo“. Sie sorgt schon seit Jahren mit sehr aggressiven Äußerungen für politische Publizität. Die mittlerweile 87-Jährige steht für linksextremistische Positionen bis hin zur Verteidigung von Terrororganisationen. Gewalt, politische Morde, Entführungen und Erpressungen hält sie für ein legitimes Mittel zum Zweck. Berühmt-berüchtigt ist ihre Aussage zu den Terroranschlägen vom 11. September 2001 in New York und Washington. „Ich empfand Freude“, sagte sie. Sie hielt den gewaltsamen Tod von über 3000 Menschen für eine gerechte Strafe für die USA.

			Mit Al Kaida erschöpfen sich Bonafinis Sympathien für „Befreiungsbewegungen“ nicht. Sie unterstützt die baskische ETA, die palästinensische Hamas und die kolumbianische Farc. Diese älteste südamerikanische Guerrilla-Gruppe liegt ihr ideologisch und geografisch nahe, hat aber nur noch wenig mit einer Befreiungsbewegung zu tun. Für die Farc ist die Finanzierung ihres Kampfes zum Selbstzweck geworden. Diese läuft über Drogenhandel und Entführungen.

			Nichtsdestotrotz ist Hebe de Bonafini für viele Linke nach wie vor eine Ikone des Kampfes gegen die Militärdiktatur. Antiamerikanische und antisemitische Äußerungen nimmt man ihr kaum übel. Das gehört in diesen Kreisen zum guten Ton. Zu ihren Freunden zählen und zählten Fidel Castro, Evo Morales, Hugo Chávez sowie Néstor und Cristina Kirchner. Neuerdings auch der Papst, der ihr diese Woche eine Audienz gewährte.

			Eine wesentliche Rolle in Bonafinis Weltbild spielen ihre Feinde. Dazu zählen neben den USA und Israel auch nahezu alle Politiker von ganz rechts bis hin zu den Sozialdemokraten. Sie drischt verbal auf fast alle ein. Mit der Präsidentin Cristina-Elisabet Fernández de Kirchner verstand sie sich jedoch äußerst gut. Sie war Dauergast in der Casa Rosada, hörte sich Cristinas oft stundenlange Reden an und klatsche brav Beifall.

			Zu Bonafinis Feinden zählte auch die katholische Kirche, allen voran Papst Johannes Paul II. und Kardinal Jorge Bergoglio, der frühere Erzbischof von Buenos Aires. Der kritische Kirchenfürst galt den Kirchners als heimlicher Oppositionsführer. Schon das war für Bonafini ein guter Grund ihn anzugreifen. Eine von Bonafinis skandalösesten Handlungen betraf die Kathedrale von Buenos, wo sie hinter dem Hochaltar ihre Notdurft verrichtete. Trotz dieses Skandals, den verbalen Attacken und der Rechtfertigung von Gewalt gewährte ihr Bergoglio, der heutige Papst Franziskus, eine anderthalb Stunden lange Audienz. Bonafini hatte sich entschuldigt, und Vergebung gehört zum Berufsbild des Führers der römisch-katholischen Kirche.

			Bonafinis Beweggründe für die Annäherung an die Kirche sind nachvollziehbar. Schon Cristina, zuvor ebenfalls eine Kritikerin Bergoglios, hatte die Nähe zu Franziskus gesucht. Der Papst übt auf Katholiken Faszination aus. Er ist nun mal der Heilige Vater. Für viele Argentinier ist er eine Art heiliger Argentinier.

			Die Motive des Papstes sind dagegen nicht so recht nachvollziehbar. Dem neuen argentinischen Präsidenten Mauricio Macri gewährte er nur eine 20-minütige, recht kühle Audienz. Die argentinische Sozialaktivistin Margarita Barrientos, die armen Menschen täglich Mittagessen zubereitet, wurde abgewiesen. Der Linksaktivistin Milagro Sala aus Jujuy, gegen die ein Korruptionsverfahren läuft, schenkte er einen Rosenkranz. Im Gegensatz zu seiner Vorgängerin bemüht sich Macri um die Kirche. Er hat sich am 25. Mai traditionsbewusst mit seinem Kabinett zu Fuß zur Kathedrale begeben um am Tedeum teilzunehmen. Cristina hatte den Nationalfeiertag im Landesinneren gefeiert, weil in der Kathedrale Bergoglio die Messe zelebrierte.

			Der Papst signalisiert damit, dass ihm Hebe de Bonafini wichtiger ist als der Präsident. Das kann man politisch oder theologisch deuten. Reuige Sünder sind für die Kirche jedenfalls von erhöhter Bedeutung. Doch Reue wird man bei Bonafini wohl vergeblich suchen. Dialog und Versöhnung, Grundelemente von Franziskus’ theologischem Diskurs, gehören nicht zu ihrem Repertoire. Das passt mehr zum Regierungsstil Macris, der den Dialog mit Andersdenkenden sucht, um die Kluft zu überwinden, die die Kirchners in zwölfeinhalb Jahren herbeigeführt haben. Mit ihrer aggressiven Rhetorik vertieft Bonafini diese Kluft. Und das dürfte auch nach dem Empfang beim Papst so bleiben.
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			Richtige Entscheidung

			Von Stefan Kuhn

			War das nötig? Es war nötig. Der deutsche Bundestag hat am Mittwoch fast einstimmig das Massaker an den Armeniern verurteilt und dabei das böse V-Wort benutzt. Der Begriff Völkermord taucht vier Mal in der Resolution auf. Für die Türkei kommt das einer Beleidigung der Nation gleich. Auch in Deutschland protestierten türkische Organisationen. Ein Türke mordet keine Völker.

			Es gab gute Argumente gegen den Beschluss des Parlaments. Zunächst die opportunistischen: Der Flüchtlingspakt mit der Türkei, nach dem das Land gegen viel Geld und Visumfreiheit für seine Bürger Flüchtlinge zurücknimmt, die in der EU keine Chance auf politisches Asyl haben. Die Türkei ist Durchgangsland für Migranten aus dem Nahen und Mittleren Osten. Die deutsche Regierung baut auf diesen Pakt, der den Zustrom von Flüchtlingen nach Europa und vor allem Deutschland verringern soll. Der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan benutzt diesen Pakt als Druckmittel.

			Allerdings halten viele dieses Abkommen für wenig effektvoll. Seit er in Kraft ist, wählen wieder mehr Flüchtlinge die gefährlichere Route über das Mittelmeer. In den letzten Tagen starben mehr als tausend Flüchtlinge auf dem Weg ins gelobte Europa. Andere Kritiker wollen sich schlicht nicht von Erdogan erpressen lassen. Die deutsche Regierungsspitze sieht das anders. Sie ist der Abstimmung ferngeblieben.

			Ein anderes Argument gegen den Beschluss ist, dass in der Türkei derzeit ein Umdenken im Gange ist. Türken und Armenier nähern sich sachte an, und Erdogan ist ein Protagonist dieser Versöhnung. Druck von Außen ist da nicht gerade förderlich. In dieser Hinsicht ist der Bundestagsbeschluss aber trotz der türkischen Überreaktionen nur ein Nadelstich. Erdogan hat es sich durch den Abschuss eines russischen Kampfflugzeugs mit Moskau verscherzt, und Russland ist die Schutzmacht des Staates Armenien. Das schadet der Versöhnung von Türken und Armeniern weit mehr. Zudem sind Erdogans Versöhnungsgesten nicht unbedingt humanistischer Natur. Seine wahren Gegner sind nicht die wenigen armenischen Christen im Land oder der armenische Nachbarstaat, sondern die Kurden. Diese wiederum waren maßgeblich am Völkermord vor gut 100 Jahren beteiligt.

			Bleibt noch die Frage, nach dem Sinn eines solchen Beschlusses nach so langer Zeit. Sollten die Deutschen, die für die Vernichtung der europäischen Juden verantwortlich sind, nicht besser schweigen, statt mit dem Finger auf andere zu zeigen? Die Zeit spielt hier keine Rolle, für die Armenier sind die Massenmorde, die Hungermärsche und Vertreibungen, bei denen zwischen 800.000 und 1,5 Millionen Menschen umkamen, eine offene Wunde. Wenn andere Staaten in dieser Hinsicht Solidarität bekunden, ist das keine schlechte Sache. Es wäre schlecht, diese Solidarität zu verweigern, weil es gerade politisch opportun ist.

			Eine Ablenkung von Deutschlands historischer Schuld ist der Bundestagsbeschluss in keiner Hinsicht. Zum einen wird in der Resolution auch deutsche Mitverantwortung an dem Völkermord an den Armeniern eingeräumt. Das Kaiserreich, damals mit dem Osmanischen Reich verbündet, hat die Führung der Jungtürken logistisch unterstützt und die Massenvernichtung gedeckt. Zum anderen geht kaum ein Land so offen mit seiner Vergangenheit um wie Deutschland. Es ist dennoch kein selbstgefälliges Schulterklopfen, wenn die deutsche Volksvertretung einen Völkermord verurteilt. Es ist schlicht glaubwürdig.
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			Randglossen

			Nahezu täglich entdeckt die Justiz bisher unbekannte Immobilien des notorischen Steuerhinterziehers Lázaro Báez, dem die Justiz unterstellt, als Strohmann der damaligen Präsidentin Cristina Elisabet Fernández de Kirchner und ihres Sohnes Máximo gewirkt zu haben. Dabei sollen in der Provinz Santa Fe mindestens 30-prozentige Überpreise bei Zuschlägen von Staatsbauten gezahlt worden sein. Báez, der auf Beschluss des Bundesrichters Bonadio in der Haftanstalt von Ezeiza sitzt, behauptet jetzt, niemals persönlichen Kontakt mit der damaligen Präsidentin gehabt zu haben, als ob dieser Kontakt nötig gewesen wäre, um die Zuschläge mit Überpreisen zu bekommen und Konkurrenten mit niedrigeren Preisen fern zu halten. Lügen haben vielfach kurze Beine.

			Den öffentlichen Verkehr auf den Straßen von Buenos Aires und Umgebung mit allerlei Forderungen zu unterbrechen, pflegte in Zeiten der Kirchnerregierungen eine tägliche Erscheinung zu sein. Opfer waren Autofahrer und Busse, die im Verkehr ungewollt stecken blieben und warten mussten, bis die Straßen wieder frei wurden oder auf Umwegen weiter zu fahren. Diese Gewohnheit hat nach dem Sieg von Macri als Präsident nicht nachgelassen, derweil ohnehin zu viele Fahrzeuge, Autos, Busse und Lastwagen den Straßenverkehr behindern. Hinzu kamen letzthin die sogenannten „acampes“, bei den sich Personen auf Straßen und Plätzen, auch vorübergehend auf der traditionellen Plaza de Mayo, niederließen und den Verkehr störten. Nicht einmal die kalten Herbsttage verhinderten diese neue Gewohnheit, ohne dass die Störenfriede darauf verzichten.

			Der Unterschied im Umgang mit den dunklen Kapiteln der eigenen Geschichte könnte wohl kaum größer sein: Während es in Deutschland ein Straftatbestand ist, den Holocaust zu leugnen, verhält es sich in der Türkei und ihrem Völkermord an den Armeniern juristisch genau anders herum: Dort muss jemand, der die öffentliche Anerkennung des Genozids fordert, strafrechtlichen Konsequenzen entgegensehen, da er sich der „Beleidigung des Türkentums“ schuldig macht. Keine Frage: Der Türkei fehlt alleine schon aufgrund dieses ignoranten Umgangs mit der eigenen Geschichte die nötige Reife, ein ernsthafter Mitgliedskandidat für die EU zu sein. Die aktuelle, überzogene Reaktion der türkischen Regierung auf die Völkermord-Resolution des Bundestags passt in dieses Bild.

			Vielleicht hat man den AfD-Vorständler Alexander Gauland ja wirklich falsch interpretiert. Gut, er hat gesagt, dass sich wohl kaum jemand den farbigen deutschen Nationalspieler Jerome Boateng als Nachbarn wünsche. Damit hat er Unrecht. Die meisten Deutschen wären wohl stolz, den Fußballstar zum Nachbarn zu haben. Nur die Vernünftigen nicht, und das liegt nicht an der Hautfarbe des Berliner Sohnes einer Deutschen und eines Ghanaers. Ihnen wäre der Rummel zu viel. Ständig Journalisten und TV-Übertragungswagen in der Straße, Polizei und Sicherheitspersonal, Stalker und Fans. Gauland dürfte dies allerdings nicht gemeint haben. Er ist und bleibt Rassist.
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			Weisswaschung, Moratorium und Reform der Vermögenssteuer

			Am Freitag kündigte Präsident Macri formell ein Gesetzesprojekt über Legalisierung von steuerlich nicht angebenem Vermögen an, von Personen, die in Argentinien wohnhaft und steuerpflichtig sind. Die Grundzüge dieser neuen Weisswaschung sind folgende:

			- Die Weisswaschung gilt sowohl für Vermögen in Argentinien wie im Ausland. Sie schliesst Bargeld, Bankdepositen, Immobilien u.a. Güter ein. Sie ist somit viel umfassender als die der vorangehenden Regierung, und erlaubt auch lokalen Unternehmen ihr schwarzes Vermögen in die Bilanz aufzunehmen. 

			- Ausgeschlossen sind Personen, die wegen Steuerhinterziehung oder Geldwäsche vor Gericht angezeigt oder verurteilt worden sind. Hingegen können diejenigen, die von der AFIP untersucht werden, sich der Legalisierung anschliessen. Das bedeutet, dass diejenigen, die wegen ihrer nicht angegebenen Konten bei der Schweizer Filiale der Bank HSBC, die der AFIP übergeben wurden, ein Steuerverfahren haben, ihre Lage jetzt bereinigen können.

			- Bis zu $ 305.000 ist die Legalisierung unentgeltlich, von da bis zu $ 800.000 wird eine Steuer von 5% erhoben und darüber hinaus eine von 10%, wenn in diesem Jahr gezahlt wird, und von 15% wenn die Weisswaschung 2017 erfolgt. Im Fall von Immobilien, sind es in jedem Fall 5%. 

			- Die Legalisierung kann erfolgen, indem das Geld im Ausland gelassen wird oder im Inland bei einer Bank deponiert wird, wo das Geld nicht abgehoben werden kann, bis der Weisswaschungsprozess beendet ist. Oder sie kann auch durch Zeichnung von Staatsbonds erfolgen, entweder einem zinslosen auf drei Jahre oder einem auf 6 Jahre, der ab drittem Jahr zu 5% verzinst wird.

			- Diejenigen, die ihre Steuern korrekt gezahlt haben, werden als Belohnung von der Vermögenssteuer (Steuer auf persönliche Güter) in den Jahren 2016, 2017 und 2018 befreit. Das bezieht sich auch auf die Vorschüsse, die dieses Jahr bezahlt werden müssen.

			- Die Vermögenssteuer wird grundsätzlich geändert. Das Minimum wird von jetzt $ 305.000 dieses Jahr auf $ 800.0000, 2017 auf $ 950.000 und 2018 auf $ 1,05 Mio. erhöht. Ab 2019 wird diese Steuer abgeschafft. Der Satz der Steuer wird für dieses Jahr auf 0,75% vereinheitlich, für 2017 auf 0,5%, und für 2018 auf 0,25%. Während jetzt bei Übertretung des Minimums die Steuer auf das ganze Vermögen erhoben wird, soll die Steuer mit der Reform nur auf den Überschuss berechnet werden, wie bei der Gewinnsteuer.

			- Abgesehen von der Weisswaschung bezieht sich das Gesetzesprojekt auch auf ein Moratorium für die wichtigsten nationalen Steuern, bei denen Strafzinsen und Bussen erlassen werden. Der geschuldete Betrag kann in 60 Monaten gezahlt werden. Hier wurde vorerst nicht bekanntgegeben, welcher Zinssatz für die geschuldeten Beträge und welcher für die zukünftigen Zahlungen gilt. 

			- Ausserdem wird eine KoMmission für die Steuerreform geschaffen, der die Regierung die Abschaffung ab 2019 der Vermögenssteuer bei gleichzeitiger Einführung einer Erbschaftssteuer empfiehlt. Diese Steuer wurde von der Provinz Buenos Aires u.a. Provinzen eingeführt, so dass sie dann durch eine nationale Steuer ersetzt würde.
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			Die Zahlung der Schulden an Rentner

			Am Freitag der Vorwoche kündigte Präsident Mauricio Macri die Zahlung sämtlicher Schulden an Pensionäre an, deren Rente falsch berechnet worden war, wie es der Oberste Gerichtshof schon in den Fällen „Badaro“ und „Ellif“ festgesetzt hatte. Es geht somit einmal um den Betrag, der sich aus der Differenz bei den schon kassierten Renten ergibt, und dann um eine Berichtigung für die Zukunft, die angeblich durchschnittlich eine Zunahme von 45% ausmacht. Dabei bestehen drei unterschiedliche Gruppen.:

			- Denjenigen, die schon ein Urteil zu ihren Gunsten vom Obersten Gerichtshof erhalten haben, die an die 40.000 Einzelfälle ausmachen, zu denen kurzfristig bis zu 30.000 weitere Urteile hinzukommen, wird der volle Betrag der ANSeS-Schuld gezahlt, aber nur 50% in bar und der Rest in 12 Quartalsraten,  also im Lauf von drei Jahren, aber mit Wertberichtigung. Bisher wurde jährlich nur bis zu einem Gesamtbetrag gezahlt, der im Haushaltsgesetz festgesetzt wurde, womit die meisten Urteile einfach erst in späteren Jahren erfüllt wurden. Die Missachtung von Urteilen des Obersten Gerichthofes ist ein schweres Vergehen, das normalerweise zu Strafen für die verantwortlichen Beamten führt. Hier ist jedoch nichts geschehen. Das Argument, dass die ANSeS faktisch nicht zahlen konnte, wurde durch das Bestehen des Rentnerfonds widerlegt, der u.a. für diese Zahlungen verfügbar sein sollte. 

			- Im Fall von Pensionären, die Klage vor Gericht eingereicht haben, aber ohne ein endgültiges Urteil, wird der rückwirkende Betrag, der sich aus der Differenz ergibt, nur für 4 Jahre gezahlt. Das ist ein bedeutender Schnitt, bestimmt von über 50% des theoretisch geschuldeten Betrages. Auch hier wird der Betrag je zur Hälfte in bar und in 12 Quartalsraten gezahlt. Wenn schon ein Urteil erster Instanz besteht, gibt es hier kein Problem. Wenn nicht, muss bestimmt werden, ob und wie weit der Kläger recht hat. Für diesen Zweck muss ein Sonderverfahren festgesetzt werden. Diese Gruppe umfasst bis zu 380.000 Einzelfälle.

			- Diejenigen, die keinen Prozess eingeleitet haben, aber auch Recht auf Berichtigung der Pension haben, erhalten nur die Berichtigung der zukünftigen Pension, aber keine rückwirkende Zahlung. Auch hier muss eine Behörde bestimmen, ob und in welchem Umfang eine nicht gezahlte Differenz besteht. Diese Gruppe umfasst um die 1,8 Mio. Rentner.

			- Der Index der Wertberichtigung der Löhne und Gehälter, auf deren Grundlage der Betrag der Pension berechnet wird, wird der RIPTE-Index des Arbeitsministeriums sein, der als Durchschnitt der Veränderungen der legal gezahlten Löhne und Gehälter berechnet wird. Der Oberste Gerichtshof hatte den Index der Industrie und der Bauwirtschaft ISBIC genommen, der jedoch ab 1995 eine doppelt so hohe Zunahme  wie der RIPTE-Index ausweist. Dieser Index wird nicht nur bei der Berichtigung der angehäuften Differenzen bei den Renten angewendet, sondern auch für die Berechnung der neuen Pensionen, die zum Teil auf der Grundlage der Löhne und Gehälter der letzten 120 Monate als Arbeitnehmer berechnet werden.

			- Der Rentner, der das Angebot der ANSeS annimmt, muss ausdrücklich auf die Fortführung des Prozesses oder die Einleitung eines neuen Prozesses verzichten. 

			- Wenn der Renter den Vorschlag annimmt, dann muss dies vor Gericht bestätigt werden, mit Anwesenheit des Anwalts des Rentners.

			- Das Gesetzesprojekt schafft beiläufig auch eine Altersrente für alle, die das Alter von 65 Jahren überschritten haben, ohne Differenz zwischen Männern und Frauen, aber die Beiträge nicht während 30 Jahren geleistet haben. Sie erhalten 80% der Mindestrente. Da es sich nicht um ein Moratorium handelt, werden die nicht gezahlten Beiträge nicht abgezogen. Dieses System umfasst auch Ausländer, die seit 20 Jahren in Argentinien leben. In der Praxis umfasst dies relativ wenig Fälle, weil die meisten sich den zwei K-Moratorien angeschlossen haben, so dass über 95% derjenigen, die das Pensionierungsalter erreicht haben, eine Rente beziehen. Vor den Moratorien waren es knapp über 60%. 

			- Die ausgezahlten Beträge zahlen die Gewinnsteuer. Um jedoch die Wirkung der progressiven Skala zu vermeiden, die bei der Kumullierung der rückständigen Beträge entsteht, wird die Gewinnsteuer auf jedes Jahr berechnet, was bedeutet, dass diejenigen, die unter dem steuerfreien Mínimum liegen, ausgenommen werden. Diese Berechnung ist reichtlich kompliziert, so dass schliesslich einfach ein fester Satz genommen werden dürfte, der wohl zwischen 10% und 15% liegen dürfte.

			- Die Regierung schlägt dem Parlament auch vor, einen Expertenrat zu bilden, der mit der Ausarbeitung einer Reform des Pensionierungsystems beauftragt wird. 

			Die Einzelheiten des Gesetzesprojektes wurden nicht bekannt gegeben. Ebenfalls fehlen noch die Ausführungsbestimmungen, die per Dekret erlassen werden. Hier werden dann die Aspekte geklärt, die das Gesetz nicht genau festsetzt, oder die in der Kritik aufgekommen sind.
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 14,25 gegen $ 14,32 am Mittwoch zuvor, und um 6,26% über Ende Dezember 2015. Die ZB Reserven betrugen u$s 30,73 Mrd. gegen u$s 31,83 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex Terminkurs lag zum 30.06.16 bei $ 14,31 zum 30.09.16 bei $ 15,30, zum 30.12 bei $ 16,23 und zum 28.04.17 bei $ 17,44. Der Terminkurs per Ende April 2016 enthält einen Jahreszinssatz von 27,88%. Der Schwarzkurs erreichte am Mittwoch bei Dollarnoten den Spitzenwert von $ 14,43 für den Ankauf gegen $ 14,66 in der Vorwoche. 

			***

			Der Merval Aktienindex der Börse von Buenos Aires verzeichnet in einer Woche zum Mittwoch ein Plus von 1,97% und liegt 8,14% im Plus gegenüber Ende 2015.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere notierten wie folgt: „ Argentina 2019“ gewinnt zur Vorwoche 0,53%, „Argentina 2021“ gewinnt 1,93%, „Argentina 2026“ liegt im Plus mit 1,74% und auch „Argentina 2046“ gewinnt 5,00%. „Bonar 2024“ gewinnen in einer Woche um 2,50%. 

			***

			Gold wurde am Dienstag in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat zu $ 293,57 (Vorwoche $ 293,62) und bei 24 Karat um $ 419,39 (Vorwoche $ 419,46 gehandelt.

			***

			Die monetäre Expansion, gemessen mit der monetären Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) verzeichnet in 12 Monaten zum 30.5.16 eine Zunahme von 24,14%, bei einer Abnahme von 15,77% im Laufe dieses Jahres und einer Zunahme von nur 0,19% in 30 Tagen. Das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, wies in einem Jahr eine Zunahme von 22,42% auf.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 30.5.16 um 25% auf $ 1,32 Bio. und die gesamten Bankkredite in Pesos um 27,82% auf $ 870,39 Mrd. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 48,49% auf u$s 14,61 Mrd. und die Dollarkredite um 31,10% auf u$s 5,72 Mrd. Während im Pesobereich die Kredite 65,93% der Depositen ausmachten, waren es im Dollarbereich nur 39,15%, obwohl die Pflichtdepositen hier nur 20% ausmachen, sodass der ausgeliehene Betrag bis zu u$s 11,7 Mrd. betragen könnte.

			***

			Wie aus guter Quelle verlautet, soll der neue Index der Konsumentenpreise des Statistischen Amtes (INDEC), der Mitte Juni bekanntgegeben wird, eine Zunahme von ca. 4% ausweisen, was zwar weniger als die 6,2% sein würde, mit denen April abschloss, aber dennoch sehr viel ist, und in 12 Monaten über 40% ergibt. Zwei Punkte der Mai-Zunahme sind auf die Wirkung der Tarifzunahmen bei Gas und Wasser vom April zurückzuführen. 

			*** 

			Die Kammer der Erdölindustrie (Raffinerien) hat mit der Gewerkschaft eine Lohnerhöhung von 20% ab 1. Mai, mit Gültigkeit bis September 2016, plus eine Zahlung von $ 14.200 zwischen dem 15. und 20. Juni vereinbart. Doch die Gewerkschaft, die die Erdölarbeiter von Santa Cruz, Chubut und Neuquén vertritt, fordert weiterhin über 40%. Bisher hat von den Erdölunternehmen nur YPF einen Gegenvorschlag vorgelegt, von 30%, zahlbar in Raten.

			***

			Im Mai wurden 58.906 neue Automobile, Lastwagen und Kleinlaster in das offizielle Register eingetragen, 22,6% über dem gleichen Vorjahresmonat, aber 3,4% unter April 2016, berichtet der Agenturenverband Acara. Dies entspricht dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden.

			***

			Die Banco Nación und die Bank der Provinz Buenos Aires (BAPRO) haben mit den Firmen VW, Ford und Fiat ein Programm persönlicher Kredite (ohne Pfand) für den Kauf von Automobilen vereinbart, mit einem Höchstbetrag von $ 300.000, mit Amortisation auf bis zu 36 Monate und einem festen Jahreszinssatz von 25%. Dabei kassieren die Banken 30%, und die Agenturen tragen mit 5 Prozentpunkten bei, die abgezogen werden.

			***

			Der bilaterale Handelsaustausch mit Brasilien ergab für Argentinien im März ein Defizit von u$s 484 Mio. und in 5 Monaten 2016 eines von u$sd 1,87 Mrd., berichtet die Consulting-Firma Abeceb. Die argentinischen Exporte lagen im Mai mit u$s 721 Mio. um 17,4% und in 5 Monaten um 23,6% unter dem Vorjahr, und die Importe lagen im Mai mit u$s 1,20 Mrd. 7,7% über dem Vorjahr, und in 5 Monaten 2016 mit u$s 5,32 Mrd. um 5% über dem Vorjahr. 

			***

			Das Landwirtschaftsministerium hat am Donnerstag der Vorwoche ein Programm bekanntgegeben, das sich auf die künstliche Bewässerung von einer Million Hektar bezieht, was eine Investition von u$s 1,2 Mrd. erfordert. Der Unterstaatssekretär für Bewässerung, Pablo Bereciartúa, erklärte, Studien hätten ergeben, dass Argentinien über 6 Mio. ha verfüge, die mit künstlicher Bewässerung für die Landwirtschaft eingesetzt werden können. Jetzt werde man mit 300.000 ha beginnen. Über die Finanzierung wurde nichts mitgeteilt.

			***

			Die ZB hat die obligatorischen Mindestreserven der Banken im Juni um durchschnittlich 2% und im Juli um noch einmal 2% angehoben. Das führt zu einer Sterilisierung von ca. $ 50 Mrd., und bedeutet somit eine Verringerung der Kreditmöglichkeiten. Die ZB erreicht auf diese Weise die gleiche monetäre Wirkung wie mit der Unterbringung von Lebac-Wechseln bei den Banken, aber mit dem Unterschied, dass sie hier keine Zinsen zahlt. Die Mindesetresrven werden bei befristeten Anlagen von jetzt 13,5% ab 1. Juni auf 14,5% und 16% ab 1. Juli angehoben, bei Kontrokorrentanlagen von 17% auf 19,5% und 22%. 

			***

			Der Index der wirtschaftlichen Tätigkeit, den das Wirtschaftsbüro von Orlando Ferreres & Partner ausarbeitet, verzeichnet im April einen interanuellen Rückgang von 4,9%. Doch die ersten 4 Monate 2016 liegn nur um 1,2% unter dem Vorjahr. Das April-Ergebnis wurde stark durch eine geringe Grobernte beeinflusst, aber auch durch die Bauwirtschaft.

			***

			Begleitet von einer Delegation von über hundert Geschäftsleuten, traf der deutsche Aussenminister Franz-Walter Steinmeier diese Woche in Buenos Aires ein. Mögliche Investitionen spielten bei den Gesprächen eine wichtige Rolle. Nach neuesten Berechnungen des deutschen Statitischen Bundesamtes belegte Argentinien im vergangenen Jahr Platz 48 von insgesamt 239 Ländern in der Rangfolge der Handelspartner im Aussenhandel der Bundesrepublik Deutschland, mit einem Gesamtvolumen an Exporte i.H. von E 2, 657 Mrd. Damit lag Argentinien weit hinter Mexiko (Rang 23) und Brasilien (Rang 26). Aus Argentinien importiert hat Deutschland insgesamt E 1,524 Mrd. und belegt Platz 55 vor Chile (56) und Kolumbien ( 57). Aus Brasilien (Platz 24 unter den Handelspartnern) führte Deutschland Waren über E 8,496 Mrd. ein. Mexiko lag an zweiter Stelle auf Rang 36 unter den nach Deutschland exportierenden Ländern aus Lateinamerika mit Waren in einem Gesamtwert von E 4,461 Mrd. 

			***

			Bei den kleinen und mittleren Unternehmen (auf spanisch Pymes benannt) ist die Produktion im April interanuell um 4,7% und im ersten Jahresquartal um 3,9% eingebrochen. Dies geht aus einer Umfrage der Kammer CAME hervor. Transport, Bauindustrie und Metallindustrie waren die am härtesten betroffenen Zweige.

			***

			Die gesamten Banken erzielten im März einen Gewinn von $ 5,06 Mrd. 65,61% unter Februar und nur 3,21% über März 2015, teil die ZB mit. 

			***

			Offene Rechnungen i.H. von $ 126 Mio. sowohl mit öffentlichen Dienstleistern als auch mit Aerolíneas Argentinas hinterliess der ehemalige Senatspräsident und Vizepräsident Amado Boudou. Im Rahmen einer von der jetztigen Senatspräsidentin Gabriela Michetti an die Universität von Buenos Aires im Auftrag gegebenen Rechnungsprüfung wurde ebenfalls festgestellt, dass unter seiner Amtsausübung 2035 neue Mitarbeiter im Kongress angestellt wurden. 1300 sind während des letzten Regierungsjahres von Cristina Kirchner fest angestellt worden. Darüber hinaus wurde bekannt, dass sämtliche Preisaufschläge bezahlt wurden. Als Beispiel wird der Streamingdienst (die Internetübertragung) der Parlamentssitzungen genannt. Monatlich hat das Parlament u$s 7000 für eine Dienstleistung entrichtet, die heute u$s 1200 kostet. Ein weiterer Fall ist die Inanspruchnahme der Nachrichtenagentur Bloomberg, zu einem monatlichen Preis von u$s 2125. Der Vertrag wurde sofort gekündigt. Weiter wurde bekannt, dass der Senat nie zu öffentlichen Ausschreibungen ausrief, sondern nach Gutdünkten kaufte. 

			***

			Die Steuerbehörde AFIP hat durch Resolution 3873 ein neues Register geschaffen. Es dient dazu, die verschiedenen Akteure, die an der Wertschöpfungskette im Fleischgeschäft teilnehmen, besser zu kontrollieren. Grunsätzlich sollen die Makler, Produzenten, Schlachhäuser und alle Gross-Super- und Wochenmärkte auf den diversen Ebenen, die mit Fleisch handeln viel rigoroser unter die Lupe genommen werden, um Steuerhinterziehungen zu vermeiden. Noch vor Jahresende will die AFIP weitere Massnahmen in Angriff nehmen. Vorgesehen sei, dass jene Akteure die bereit sind, sich freiwillig im Register anzumelden, weniger Abzüge oder a Konto Zahlungen zu leisten haben. Ein Beispiel: wenn ein Schlachthaus einem Produzenten seine Rinder zum Zwecke des Schlachtens direkt - also ohne Vermittler - abkauft, soll er statt $ 70 nur noch $ 45 an Mehrwertsteuer anzahlen. 

			***

			Die Tätigkeit der Bauwirtschaft lag im April laut INDEC um 24,1% und in 4 Monaten 2016 um 10,3% unter dem Vorjahr. Es handelt sich um den höchsten monatlichen Rückgang seit August 2002. Der April-Rückgang wurde vom INDEC-Direktor Jorge Todesca durch die hohen Regenfälle (18 Tage mit Regen, gegen 6 im Vorjahr) und die starke Einschränkung der öffentlichen Bauten erklärt. 

			***

			Die Beschäftigung in der Bauindustrie ist im März gegenüber Februar um 9,8% zurückgegangen.; im Jahresvergleich brach sie auf 7,3% ein. Dies bedeutet, dass ca. 30.000 Bauarbeiter ihren Job verloren haben. Die Daten wurden vom Statistischen Institut der Bauindustrie (Ieric) ermittelt. Ein solcher Einbruch wurde zuletzt im Jahr 2009 festgestellt.

			***

			Die Zementlieferungen lagen im April um 27,6% unter dem gleichen Vorjahresmonat. Die Lieferungen lagen somit in vier Monaten 2016 um 13,7% unter dem Vorjahr. 

			***

			Argentinien steht weltweit an der Spitze der Informatik-Piraterie. Eine Studie der Gruppe BSA, die sich aus den grossen Softwareunternehmen der Welt zusammensetzt, hat ergeben, dass 2015 weltweit 39% des Sofwares, das in Computern verwendet wird, keine Lizenzgebühr zahlt. 2013 waren es noch 43%. In Lateinamerika liegt die Hinterziehungsriate bei durchschnittlich 55%, aber in Argentinien bei 69%. Das Land verwendet viel mehr Software als andere Staaten der Region, so dass der hohe Koeffizient besonders schädlich für die Inhaber des geistigen Eigentums ist. 

			***

			Die ZB erhielt bei ihrer Lebac-Ausschreibung vom Dienstag Offerten für $ 60,87 Mrd, von denen $ 60,18 Mrd. angenommen wurden. Da gleichzeitig Lebac für $ 63,28 Mrd. amortisiert wurden, wurde der Lebac-Bestand dabei um $ 3,1 Mrd. verringert. Doch diese expansive Wirkrung wurde durch den Kauf von Lebac auf dem sekundären Markt für $ 21,93 Mrd. weit mehr als ausgeglichen, so dass eine kontraktive monetäre Wirkung von $ 18,83 Mrd. verblieb. Die Zinsen für kurzfristige Lebac (35 Tage) wurden um einen Prozentpunkt auf 34,25% gesenkt, nachdem sie Ende April noch bei 38% lagen. Für 63 Tage betrug der Zinssatz 33,24%, für 99 Tage 31,75%, für 119 Tage 31,15%, für 147 Tage 30,35%, für 203 Tage 29,60% und für 252 Tage 29,50%.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des Statistischen Amtes (INDEC), der zum ersten Mal seit sechs Monaten wieder veröffentlicht wird, ergab für April einen interanuellen Rückgang von 6,7%, und für die ersten vier Monate 2016 einen von 2,4%. Es ist der stärkste Rückgang in 14 Jahren. Im Einzelnen waren die interanuellen Veränderungen wie folgt: Kfz: April Null, 4 Monate -12,5%, Erdölraffinerien -9,6% und -4,8%, Getränke -17,8% und -3,7%, nicht metallische Erze -6,2% und -1,5%, Tabakwaren +4,6% und -1,3%, Nahrungsmittel -11,6% und +1,5%, Chemikalien +1,5% und +3,5%, Papier und Pappe -0,5% und +4,1%, Textilien +6,8% und +14,4%.

			***

			Die Übernachtungen in Hotels sind im Februar laut INDEC um 3,7% zum fünften Monat in Folge zurück gegangen. Vom Rückgang besonders betroffen waren die Hotels im Norden, mit einem Minus von 6,8%. In den Provinzen Entre Rios und Corrientes machte sich der Trend mit einem Minus von 1,6% am wenigsten bemerkbar.

			***

			Als Konsequenz gewerkschaftlicher Protesten mit Einstellung der Arbeit in Feuerland, und extremen Wetterbedingungen, die das Anliegen von Schiffen mit Ladungen von Flüssiggas in der Provinz Buenos Aires unmöglich machten, ist Gasknappheit eingetreten. Ein Notkomittee der Regulierungsbehörde Enargas hat daraufhin angordnet, dass die grossen Betriebe im ganzen Land ihren Erdgasverbrauch auf Null zurückschrauben. Die Wärmekraftwerke sind angesichts dieser Lage bei ihrem Brennstoffkonsum von Gas auf Diesel- oder Heizöl übergegangen. 

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Die Lufthansa wird vom 17. Juni an nicht mehr in die venezolanische Hauptstadt Caracas fliegen. Wie ein Sprecher der deutschen Fluggesellschaft mitteilte, waren die kritische Wirtschaftslage Venezuelas und Probleme mit dem Umtausch der Landeswährung ausschlaggebend für die Entscheidung. Es habe Schwierigkeiten gegeben, Einnahmen in der lokalen Währung - dem Bolívar - in US-Dollar zu wechseln. Betroffen sind drei Flüge pro Woche. (dpa)

			***

			Gute Voraussetzungen für eine unkomplizierte Verhandlung des erweiterten Handelsabkommens zwischen Mexiko und der EU, die Mitte Juni beginnen: da die Mexikaner weder Feta- noch Muzarella- oder Parmesan Käse selbst herstellen, ist das für Frankreich, Italien oder Spanien ein wichtiger Aspekt der Ursprungsbezeichnung - im Gegensatz zu den Mercosur Ländern- kein Streitthema. Im Vergleich - z. B. zu den Vereinigten Staaten - spielen die Agrarfragen bei den Verhandlungen mit Mexiko eine untergeordnete Rolle. 

			***

			Auch die chilenisch-brasilianische Latam Airlines wird ihre Flüge nach Venezuela einstellen. Nur noch bis zum 1. August sollen Verbindungen von Ecuador, Peru und Chile aus nach Venezuela aufrechterhalten bleiben, teilte das Unternehmenmit. Die Flüge aus Brasilien nach Caracas hatte Latam bereits am letzten Samstag eingestellt. Latam entstand aus der Fusion der chilenischen LAN und der brasilianischen TAM. (dpa)

			***

			Die Arbeitslosigkeit hat in Brasilien mit 11,2% einen Rekordstand erreicht. Das sei der höchste Wert seit Aufnahme einer neuen Messmethode Anfang 2012, teilte das Statistische Amt (IBGE) mit. Im Jahresvergleich mit dem Zeitraum Februar-April 2015 seien 1,5 Mio. Arbeitsplätze verloren gegangen. Die Arbeitslosigkeit steigt in Brasilien kontinuierlich seit Anfang 2015 an. 

			***

			Das BIP des ersten Quartals 2016 lag in Brasilien um 5,4% unter der gleichen Vorjahresperiode, hat die Regierung bekanntgegeben. Die Rezession dauert schon zwei Jahre, so dass das BIP jetzt (real) auf dem gleichen Stand wie 2010 liegt. Das pro Kopf-BIP ist seither um 9% gefallen.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Molinos Cañuelas

			Dieses Mühlenunternehmen, das durch die Mehlmarke „9 de oro“ bekannt ist, hat sich mit Cargill über die Übernahme der Weizenmühlen des US-Unternehmens geeinigt. Auf diese Weise wird Molinos Cañuelas in Argentinien 24% des Marktes von Weizenmehl kontrollieren. Cargill ist erst 1995 in Argentinien in dieses Geschäft eingestiegen, und will sich jetzt wieder stärker auf das Kerngeschäft, der internationale Handel von Getreide und Ölsaat, konzentrieren. Molinos Cañuelas hat unlängst einen Kredit der Internationaslen Finanzkörperschaft (die Weltbanktocher für private Kredite) erhalten, der von einem Kredit der Rabobank begleitet wurde. Die Firma gehört der Familie Navilli und betreibt eine Mühle im Vorort Cañuelas und ein Vertriebszentrum in Spegazzini, im Distrikt Ezeiza. Insgesamt besitzt das Unternehmen sieben Fabriken, einschliesslich einer in Montevideo.

			Amaszonas Uruguay

			Diese bolivianische Luftfahrtgesellschaft wird ab 6. Juli den Luftverkehr zwischen Buenos Aires (Aeroparque) und Montevideo aufnehmen, nachdem sie die Genehmigung der uruguayischen Behörden erhalten hat. Diese Airline konkurriert jetzt auf dieser Strecke mit Aerolineas Argentinas und Alas Uruguay. 2015 hatte Amaszonas die Flugfirma BQB von Juan Carlos López Mena, dem Inhaber von Buquebus, gekauft. Doch unter der Regierung von CFK wurden die Flüge in Argentinien nicht zugelassen. 

			Cervecería & Maltería Quilmes

			Diese Bierbrauerei gab eine Investition von $ 13 Mio. für die Erweiterung der Hopfenanlage in der Malzfabrik in Tres Arroyos, Provinz Buenos Aires, bekannt. Bisher erzeugte die Firma 213.000 Jato Malz, mit denen der gesamte lokale Bedarf der Bierbrauerei gedeckt und noch exportiert wird.

			Grupo Indalo

			Der Inhaber dieses Konzerns, der K-Unternehmer Cristóbal López, will mehrere Unternehmen verkaufen, die angeblich nicht vom Problem mit Oil (Zahlung von $ 8 Mrd. plus Zinsen an die AFIP, die unrechtmässig einbehalten wurden) betroffen sind. Es handelt sich um die Bank Finansur, die Nachfolgegesellschaft der italienischen Generali-Tochter, Alcalis de la Patagonia (Alpat) und La Salamandra. Bei der Bank und der Versicherungsgesellschaft wird mit der Familie Sanchez Córdoba verhandelt, ehemalige Besitzer von Finansur. Bei Alpat, die eine Fabrik in Río Negro betreibt, 2,5 km von San Antonio Oeste entfernt, in der sie Natriumkarbonat erzeugt, gibt es drei Interessenten, einen aus USA, den anderen aus der EU und auch ein lokales Unternehmen. Im Fall von La Salamandra, die „dulce de leche“ in einer jetzt stillstehenden Fabrik in der Nähe von Luján erzeugte, ist der Verkauf schwieriger. C. López will sich offensichtlich auf seine Glücksspielunternehmen konzentrieren (Kasinos in Patagonien und auf zwei Schiffen am Hafen von Buenos Aires, Spielmaschinen bei der Pferderennbahn von Palermo u.a.), die ein sehr rentables Geschäft darstellen. Doch hier hat er auch ein Steuerproblem: die Stadt Buenos Aires fordert von ihm $ 4 Mrd. für nicht gezahlte Bruttoumsatzsteuer. Wie weit der Erlös des Verkaufs der genannten Unternehmen die Steuerschulden deckt, lässt sich vorerst nicht sagen. 

			Desarrolladora Energética

			Diese lokale Gruppe, geleitet von Rogelio Pagano, ehemaliger Finanzdirektor von Edenor und Mitglied der Pampa-Gruppe, der auch weitere sechs Unternehmer des Energiebereichs angehören, hat die Stromverteilungunternehmen EDEN und EDES für u$s 220 Mio. gekauft. Diese Unternehmen, die Strom in der Provinz Buenos Airtes verteilen, gehörten dem Venezolaner Miguel Mendoza, der EDEN 2013 von Pampa Energía (von Marcelo Mindlin) gekauft hat. Vom Kaufpreis wurden u$s 120 Mio. von den Käufern sofort bezahlt, während die fehlenden u$s 100 Mio. von einer Gruppe von Banken, geführt von der Schweizer UBS und dem US-Fonds CarVal beigesteuert wurden. Desarrolladora Energética besitzt schon Edesa, die Strom in Salta vertreibt. Es ist auffallend, dass lokale Investoren so viel Geld in die Stromwirtschaft investieren, die einer ungewissen Regulierung durch den Staat unterworfen ist, ohne feste Spielregeln, und mit einer ungewissen Rentabilität. 

			Monsanto

			Dieses US-Unternehmen, das weltweit führend auf dem Gebiet der genetisch veränderten Samen und Pflanzen ist, das unlängst ein Kaufangebot der deutschen Bayer abgelehnt hat, konnte bisher keine Lösung für den Konflikt erreichen, den die Firma in Argentinien mit den Landwirten und der Regierung hat. Monsanto hatte ein System der Kontrolle der exportierten Sojabohne an den Häfen eingeführt, um festzustellen, obes sich um ein Produkt handelt, das mit ihrem Samen erzeugt wurde. Die Regierung hat jedoch diese Kontrolle verboten, mit dem Argument, dass es sich um eine staatliche Funktion handelt, so dass das nationale Sameninstitut (Inase) die Kontrolle vollziehen soll. In der Praxis funktioniert dies jedoch nicht, so dass Monsanto beschlossen hat, neu entwickeltes Saatgut zunächst nicht weiter in Argentinien zu verkaufen. Es geht hier zunächst um die Sojaart „Intacta“, die einen grösseren Widerstand in Dürreperioden aufweist. Es wird jetzt weiter mit der Regierung und den landwirtschaftlichen Verbänden verhandelt. Das Grundproblem besteht darin, dass die Landwirte nur bereit sind, die Gebühr auf das Staatgut zu zahlen, das sie direkt von Monsanto beziehen, aber nicht auf das, das sie nachher erzeugen. Der Geschäftsführer der Firma, Brett Begemann, wies darauf hin, dass die Regierung sich zwar für die Anerkennung des geistigen Eigentums ausgesprochen habe, dies jedoch in der Praxis nicht vollziehe. Monsanto beschäftigt in Argentinien um die 1.000 Personen direkt und weitere 3.000 indirekt. 

			Hexagon 

			Bei diesem Beratungsunternehmen handelt es sich um eine Technologiefirma, die 2011 gegründet wurde. Ihre profesionellen Mitarbeiter haben sich auf dem Gebiet der Informationstechnologie spezialisiert, und dabei insbesondere auf SAP basierte Software. Hexagon ist Partner von SAP, und bietet nebst dem Verkauf von Lizenzen auch das Design von Apps für die Finanzwelt und dem Güterkonsum auf der Basis von grossen Mengen an Datenverkehr und Customer-experience an. Ebenfalls wird der Kundendienst von SAP angeboten. Schwerpunke in der Tätigkeit von Hexagon sind Technologiebasierte Prozesse sowohl für die Finanzdienstleister wie auch für die Erdölindustrie.

			BRF

			Dieser brasilianischer Lebensmittelkonzern kündigte Investitionen über u$s 292 Mio. bis Jahresende an. Vorgesehen sei, die Expansion der bekannten konzerneigenen Marken wie Paty, Campo Austral, Sadia, Dänica, Vienissima, Good Mark, Bocatti, Manty und Delicia voranzutreiben. Die Belegschaft soll von aktuell 2879 auf 4500 Mitarbeiter wachsen, und der Umsatz $ 5900 Mrd. erreichen. BRF hatte vor kurzem für u$s 85 Mio. die Firma Campo Austral, und für u$s 105 Mio. Alimentos Calchaquí übernommen. Im Jahresverlauf soll eine weitere Produktionslinie für Hamburger in Betrieb genommen werden. Ausserdem soll in Río Cuarto das Geflügelgeschäft stark potenziert, und die Wurstproduktion in Pilar und Florencio Varela expandieren. Diese Massnahmen wurden vom Unternehmensdirektorium Präsident Macri persönlich erläutert. Am Gespräch nahmen teil Abílio Diniz, weltweiter Vorsitzender des Verwaltungsrates, Jose Carlos Reis de Magalhaes Neto als Vorsitzender des Verwaltungsrates, Pedro Faria als globaler CEO und Jorge Lima, CEO für Lateinamerika.

			Banco de Comercio

			Die Zentralbank gab grünes Licht für die Gründung dieser neuer Geschäftsbank, dessen Kapital zu hundert Prozent argentinischen Ursprungs ist. Die Bank ist eine Nachfolgerin der Finanzgesellschaft Metrópolis Compañía Financiera, und wird noch vor Ende August ihre Tätigkeit aufnehmen. Ihr Hauptaktionär ist Daniel Sznaiderman. An die hundert Mitarbeitern sollen für die Bank tätig sein. Hauptsitz der Banco de Comercio wird Sarmiento 356 sein. Zunächst werden vier Filialen eröffnet. 

			Coca Cola

			Diese Firma hat zusammen mit der mexikanischen Vertriebsfirma Femsa das Getränk AdeS, das mit Sojabohne erzeugt wird, von der niederländischen Unilever für u$s 575 Mio. gekauft. AdeS wurde 1988 in Argentinien erfunden und nachher in Lateinamerika vertrieben. Juan Martín Allende, der eine Sojapflanzung in Tucumán betrieb, hat zusammen mit einem Ingenieur mit Erfahrung in der Milchindustrie dieses Getränkt entwickelt und eine Fabrik für u$s 10 Mio. errichtet. In den 90er Jahren kaufte die US-Firma Refinerías de Maiz die AdeS-Fabrik. Später wurde diese Firma von Unilever übernommen.
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			Das finanzielle Problem der Zahlung von Schulden an Rentner

			Am Freitag der Vorwoche kündigte Präsident Mauricio Macri die Zahlung der Beträge an, die den Rentnern wegen irrtümlicher Berechnung von Pensionen geschuldet werden. Es ist gewiss in Ordnung, dass dies bereinigt wird. Der Staat kann sich nicht weiter wie ein fauler Schuldner benehmen, der mit prozessalen Schikanen und Missachtung von Urteilen des Obersten Gerichtshofes die Zahlungen hinausschiebt, offensichtlich in Erwartung, dass die klagenden Pensionäre und Hinterbliebenenrenter nach und nach sterben, und der Prozess, den die Erben dann weiterführen könnten, langsam versandet. Die Kirchner-Regierungen waren sich des Problems voll bewusst, haben sich jedoch in keiner Weise mit dem Thema befasst, um zu einer Lösung zu gelangen und zu vermeiden, dass die Lawine immer grösser wird. Sie haben Macri auch hier ein vergiftetes Danaer-Geschenk übergeben.

			Die Zahlung bezieht sich auf insgesamt um die 2,2  Mio. Empfänger von Pensionen und Hinterbliebenenrenten, also etwa ein Drittel der gesamten Rentner, deren Rente um durchschnttlich 45% erhöht wird, wobei ca. 350.000 auch einen Betrag für die Berichtigung der Renten vergangener Jahre erhalten. Für die anderen zwei Drittel ändert sich nichts. Die Zahlung des schon geschuldeten Betrages erfolgt bei der ersten Gruppe sofort, je zur Hälfte in bar und in Raten auf drei Jahre, und bei der zweiten danach, wobei die einzelnen Klagen und die Fälle derjenigen, die nicht geklagt haben, von Fall zu Fall  geprüft werden müssen, was eine längere Zeit in Anspruch nehmen wird, und somit auch die Zahlungen hinausschiebt. Denn das Verfahren, das hier vorgesehen ist, ist kompliziert. Wie die ANSeS diese gigantische Arbeit bewältigen kann, steht vorerst in den Sternen geschrieben. Es ist vorauszusehen, dass es noch Verfahrensnormen geben wird. 

			Die offizielle Schätzung geht davon aus, dass all dies zunächst $ 50 Mrd. für die Zahlung der rückwirkenden Beträge und dann $ 75 Mrd. jährlich in den nächsten 5 Jahren kosten wird. Insgesamt ergibt dies $ 425 Mrd., zu denen noch Wertberichtigungen und Zinsen hinzukommen. Das ist keine Kleinigkeit. Von den Zahlungen soll die Gewinnsteuer abgezogen werden, so dass der Nettobetrag geringer ausfällt. 

			Die Finanzierung wurde nicht geklärt, wobei Macri dies in Zusammenhang mit der Vermögensweisswaschung brachte. Es ist klar, dass er auf diese Weise diese Massnahme, die bei vielen zu moralischer Entrüstung führt, symphatischer vorstellen wollte. Doch im Grunde handelt es sich um zwei verschiedene Dinge. Angenommen, es werden effektiv u$s 20 Mrd. legalisiert, wie es die Regierung angeblich erwartet, so handelt es sich um privates Vermögen und nicht um staatliche Mittel, die für Rentenzahlung eingesetzt werden können. Sollte effektiv so viel legalisiert werden, was sehr zweifelhaft ist, so würde die Steuer auf dies bestenfalls u$s 1,5 Mrd. ergeben, was zum bestehenden Wechselkurs um die $ 22 Mrd. darstellt. Dieser Betrag, der sich aus  einer sehr optimistischen Schätzung ergibt, reicht nicht einmal für die Hälfte der Zahlung der rückwirkend geschuldeten Rentendifferenzen aus. Wenn wir jedoch realistisch sind,  und uns an die Erfahrung mit vergangenen Weisswaschungen halten, auch wenn wir dieses Mal mehr erwarten, müssen wir mit viel geringeren Steuereinnahmen rechnen, eventuell um die u$s 500 Mio. gleich $ 7 Mrd. 

			Die Regierung will angeblich auf den Rentnerfonds der ANSeS greifen, der insgesamt $ 725 Mrd. ausmacht. Dieser Fonds ist für die Rentner, und nicht für das Schatzamt bestimmt, so dass er theoretisch für die Zahlung der Schulden an die Rentner eingesetzt werden sollte. Doch vom Fonds entfallen $ 475,57 Mrd. auf Staatspapiere, die somit vom Schatzamt gezahlt werden müssten, oder mit einem grossen Disagio auf dem Finanzmarkt untergebracht werden könnten. Beides ist sehr problematisch, so dass man diesen Betrag bei Seite lassen muss. In Aktien sind $ 92,75 Mrd. angelegt, die vorerst nicht verkauft werden dürften, weil es ein K-Gesetz vom letzten Jahr so bestimmt. Das neue Rentengesetz soll dies beiläufig aufheben, was richtig ist. Es hat überhaupt keinen vernünftigen Sinn, dass der Staat Aktien privater Unternehmen hält. Das passt nur in das Kirchner-Konzept eines Staates, der die Grossunternehmen direkt kontrollieren will, aber nicht in eine normale Wirtschaft. Allein, der Verkauf der Aktienpakete ist nicht so einfach. Über die Börse könnten diese Aktien nur schrittweise verkauft werden. Eventuell können bestimmte Aktienpakete ausserbörslich ausgeschrieben werden und direkt an die Kontrollgruppen oder andere Interessenten verkauft werden. Auf alle Fälle handelt es sich um einen Prozess, der eine längere Zeit in Anspruch nimmt. Schliesslich kommt noch ein Betrag von $ 88,89 Mrd. an Krediten, die nicht flüssig sind, also nur im Laufe der Zeit, wenn sie amortisiert werden, für die Zahlung an Rentner eingesetzt werden können. Und schliesslich kommen noch Bankdepositen von $ 68,33 Mrd. hinzu, die jetzt verwendet werden könnten. Somit käme ein Betrag von $ 161 Mrd. zusammen, mit dem das unmittelbare Zahlungsproblem gelöst werden könnte. Doch es fehlt dann noch viel. 

			Auch wenn es gelingt, eine Finanzierung über die Weisswaschungssteuer und den Verkauf von ANSeS-Aktienpaketen zu erreichen, ist es unvermeidlich, dass ein sehr grosser Brocken auf die Staatskasse zukommt. Die Staatsfinanzen befinden sich ohnehin schon in einem gefährlich hohen Ungleichgewicht, und dies wird durch die Regelung der Schulden gegenüber den Rentnern noch erhöht. Die Regierung will jetzt auch zahlreiche öffentliche Investitionsprojekte in Gang bringen, von denen die meisten noch keine Finanzierung von internationalen Finanzinstituten oder Banken im allgemeinen haben. Wir stehen vor der Gefahr, dass das Defizit der Staatsfinanzen von fast 7% des BIP im Jahr 2015 dieses Jahr auf 10% steigt, und dies die Inflation weiter in die Höhe treibt. 

			Die Weisswaschung stellt auch ein anderes Problem. Wenn finanzielle Mittel legalisiert werden, die dann im Ausland bleiben, geschieht nichts. Aber es ist anzunehmen, dass der grösste Teil nach Argentinien zurückkehrt. Angenommen es handelt sich dabei um einen Betrag von u$s 10 Mrd, also die Hälfte der von der Regierung anvisierten Summe, dann muss  die ZB ihn kaufen und dabei die Reserven erhöhen, um einen hohen Druck auf den Wechselkurs und einen Kursverfall zu verhindern. Doch die Gegenpartie der Resevenzunahme ist eine monetäre Expansion, die zum gegenwärtigen Kurs $ 145 Mrd. erreichen würde. Das kommt zur Expansion hinzu, die sich aus dem Defizit der Staatsfinanzen ergibt. Das Problem, das sich hier stellt, ist gewiss nicht einfach.
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			Die Diskussion über die Medikamentenpreise

			Die Preise vieler Pharmaprodukte sind als Folge des Abwertungssprunges vom Dezember stark gestiegen. Das war unvermeidlich, da in den meisten Fällen die Wirkstoffe, die den Pillen oder Tropfen zu Grunde liegen, importiert werden. Sofort war von monopolistischen Manövern und überhöhten Gewinnen die Rede. Der ehemalige Gesundheitsminister Ginés González García, einer der besten Kenner der Medikamentenproblematik, die er in seiner Stiftung I-Salud intensiv studiert hat, wies in in der Vorwoche in einer Fernsehsendung darauf hin, dass es keine Konzentration in der Pharmabranche gebe. Kein Unternehmen habe einen Marktanteil von über 7%, und ausserdem entfalle etwa die Hälfte des Branchenumsatzes auf Unternehmen, die lokalen Eignern und nicht zu den grossen multinationalen Konzernen gehören. Dennoch hätten bestimmte Firmen bei einzelnen Medikamenten einen viel höheren Marktanteil. 

			In den Fällen, in denen es sich um solche handelt, die noch unter Patentschutz stehen, haben die Firmen, die sie vertreiben, eine Monopolstellung, die jedoch nur 15 bis 20 Jahre gilt und den Firmen erlaubt, die hohen Forschungskosten zu amortisieren. Doch hierzu sei bemerkt, dass die meisten Patente der Pharmaprodukte, die allgemein verbraucht werden, schon längst abgelaufen sind, so dass sie auch von anderen Unternehmen erzeugt und vertrieben werden. Für die grossen internationalen Firmen ist dabei in den letzten Jahren ein Problem entstanden, wobei relativ wenig neue und allgemein konsumierte Wirkstoffe entwickelt worden sind. Dieses Phänomen und die hohen Entwicklungskosten für neue Wirkstoffe haben in den letzten Jahrzehnten zu vielen internationalen Fusionen in der Branche geführt.  

			1998 beauftragte der damalige Staatssekretär für Industrie und Handel, Alieto Guadagni, den Experten Ginés González García, der vorher in der Provinz Buenos Aires Gesundheitsminister gewesen war, eine Studie über Medikamentenpreise anzufertigen. Dies war nicht einfach, weil die einzelnen Medikamente in Verpackungen mit einer unterschiedlichen Zahl von Pillen oder verschiedenen Pillengrössen verkauft werden, womit der Preisvergleich erschwert wird. Die Studie ergab damals bei einem homogenen Vergleich, dass Preisunterschiede bei Medikamenten mit dem gleichen Wirkstoff von bis zu 100% üblich waren. Als González García dann 2002 von Präsident Eduardo Duhalde zum Minister ernannt wurde, setzte er das Gesetz über generische Medikamente durch, das im Wesen zwei Neuerungen vorsieht: einmal muss der Arzt ein Medikament gemäss dem Wirkstoff verschreiben, statt nur eine konkrete Marke mit einem Phantasienamen zu empfehlen. Und dann kann der Apotheker ein vorgeschriebenes Medikament durch ein anderes mit dem gleichen Wirkstoff ersetzen. Doch beides wird in der Praxis kaum erfüllt. Die Ärzte pflegen darauf hinzuweisen, dass es oft nicht nur auf den Wirkstoff ankommt, sondern auch auf die Mischung von Wirkstoffen in einem Medikament, und auch auf die Qualität, die nicht alle Pharmaunternehmen garantieren. Das mag in einigen Fällen zutreffen, in anderen bestimmt nicht. Die Regierung müsste sich auf alle Fälle darum kümmern, dass das Gesetz über Generika, das immer noch gilt, effektiv angewendet wird. In diesem Sinn müsste an erster Stelle eine Aufklärung der Konsumenten stattfinden, damit sie das Recht nutzen, das ihnen das Generikagesetz gewährt. 

			Ein anderer Aspekt der Medikamentenpreise bezieht sich auf Apotheken. 1991 deregulierte der damalige Wirtschaftsminister Domingo Cavallo die Apotheken, die bis dahin einen besonderen Schutz genossen, indem keine Konkurrenz in einem Umkreis von mehreren Häuserblocks gestattet wurde, und auch die Ketten nicht zugelassen wurden. Daraufhin entstanden Farmacity, Dr. Ahorro (die nur die billigsten Medikamente bei jedem Wirkstoff verkauft) u.a Ketten, und es kam eine wilde Konkurrenz auf, mit Preissenkungen, auf Kosten der Marge. Das war für die Konsumenten vorteilhaft, aber nicht für viele Apotheken, die schliessen mussten. Doch diese Deregulierung gilt nur für die Stadt Buenos Aires, weil die einzelnen Provinzen für dies zuständig sind. Somit besteht u.a in der Provinz Buenos Aires der Apothekenschutz weiter, und die Medikamente sind dort allgemein teurer als in der Bundeshauptstadt. Auch das wissen die meisten Konsumenten nicht. Weiss es die Gouverneurin María Eugenia Vidal?
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			Die katastrophale Lage des Kohlenbergwerks von Río Turbio

			Der Interventor des staatlichen Bergbauunternehmens YCRT (Yacimientos Carboníferos Río Turbio), Omar Zeidan, hat einen Bericht über das Kohlenbergwerk in der Provinz Santa Cruz  bekanntgegeben und gleichzeitig den ehemaligen Planungsminister Julio de Vido, den Bergbausekretär Jorge Mayoral, den ehemaligen Verwalter des Unternehmens, Atanacio Perez Osuna u.a. hohe Beamte der K-Regierungen wegen betrügerischer Verwaltung und Vergeudung öffentlicher Mittel vor Gericht angezeigt. Es handelt sich um eine wahre Katastrophe, mit der die Macri-Regierung jetzt fertig werden muss. Es ist ein weiterer Skandal, und auch eine sehr komplizierte Erbschaft, die CFK der neuen Regierung hinterlassen hat. 

			Die Belegschaft wurde von 994 Arbeitnehmern im Jahr 2004, als das Unternehmen rückverstaatlicht wurde, auf fast 4.000 erhöht, davon ca. 1.000 in den Jahren 2014 und 2015, aber die Kohlenförderung  ging im gleichen Zeitraum von 312.494 auf 48.764 Tonnen (2015) zurück. Die K-Regierungen haben $ 26 Mrd. (was über u$s 3 Mrd. entspricht) für dieses Bergwerk aufgewendet, das sich dennoch in einem jämmerlichen Zustand befindet. 3 km der Mine sind schon ganz oder zum Teil zusammengebrochen, und andere sind gefährdet, so dass der Haupttunnel der Kohlenförderung aufgegeben werden musste.

			Wofür das viele Geld aufgewendet wurde, das die K-Regierungen für Río Turbio eingesetzt haben, muss noch geklärt werden. Im Wesen war es wohl für die Zahlung einer absurd überhöhten Belegschaft, die zum grössten Teil kaum oder gar nicht arbeitet. Dieses Unternehmen hat ein strukturell hohes Betriebsdefizit, weil der Preis für Kohle auf dem Weltmarkt niedrig ist, und noch mehr bei der schlechten Qualität, die die von Río Turbio aufweist. Für Stahlwerke ist diese Kohle nicht geeignet. 

			Der grobe Unfug wurde noch dadurch exponentiell erhöht, dass ein Kraftwerk gebaut wurde, um die Kohle dafür einzusetzen, da sie sonst kaum eine nützliche Verwendung hatte. Das kostete um die Milliarde Dollar. Doch das Kraftwerk, das praktisch fertig ist und von CFK kurz vor dem Ende ihrer Amtszeit feierlich eingeweiht wurde, steht still. Es bedarf 1,2 Mio. Jato Kohle, aber die Kohlenförderung erreichte 2015 nur 0,2%  dieser Menge. Die Regierung von CFK wollte daraufhin eine Gasleitung bauen, was zum Glück nicht geschehen ist. 

			Die Macri-Regierung hat noch nicht entschieden, wie sie das Thema anpackt. Vorläufig werden die Löhne der Arbeiter weiter bezahlt, was eine reine Subvention darstellt. Allein dies kostet um eine Milliarde Pesos jahrlich. Doch ein Grundkonzept wurde noch nicht entwickelt.  Je länger dies verzögert wurde, umso mehr muss das Schatzamt aufwenden. Vernünftigerweise müsste der ganze Bergbau aufgegeben, das Kraftwerk abmontiert und woanders wieder errichtet werden, und die Arbeiter entschädigt und so weit wie möglich woanders beschäftigt werden. Dieser Bergbau ist hoffnungslos unwirtschaftlich, und zwar in einem gigantischen Ausmass, und er erfordert ausserdem hohe Investitionen und staatliche Zuschüsse, um weiter bestehen zu können. Schliesslich sei noch bemerkt, dass Kohlenkraftwerke am meisten zur Erwärmung des Planeten Erde beitragen und bei der Gipfelkonferenz in Paris vom Dezember empfohlen wurde, sie aufzugeben und auf alle Fälle keine neuen aufzunehmen.

			Präsident Menem hatte auch hier richtig gehandelt. Er übergab Río Turbio in Konzession an den Unternehmer Sergio Taselli, mit einer festen Subvention pro Jahr. Daraufhin hat dieser die Belegschaft abgebaut, um mit dem Geld auszukommen, und den Bergbau verkleinert. Genau das war das Richtige, wobei ein Privatunternehmer hier die schmutzige Arbeit erledigte, was für den Staat sehr schwierig gewesen wäre. Néstor Kirchner beendete die Konzession und vergeudete dann viele Milliarden Dollar in einer Phantasie, die jetzt geplatzt ist.

			

			

		

	